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Schreiben zur Verbesserung der psychiatrischen Versorgung und seelischen Gesundheit von Kindern 

und Jugendlichen 

Gesetzliche Verankerung eines sozialpsychiatrischen Dienstes für Kinder und Jugendliche 

Sehr geehrter Herr Staatsminister Holetschek, 

die Akteurinnen und Akteure des psychiatrischen Hilfesystems sind an die Gesundheitsregionen Stadt & Landkreis 

Fürth herangetreten und haben auf die vorhandene Versorgungslücke für die Altersgruppe 6-18 Jahre hingewiesen. 

Wir haben die Bedarfslage erörtert und einen möglichen Lösungsansatz in Form eines Modellprojektes definiert, für 

dessen Umsetzung wir um Ihre Unterstützung bitten. 

Die Bedarfslage stellt sich wie folgt dar: 

• Es fehlen Hilfestrukturen, die einen niederschwelligen, aufsuchenden Dienst für Kinder und Jugendliche im

Alter zwischen 6-18 Jahren bieten. Strukturen wie die Sozialpsychiatrischen Dienste greifen erst ab der Voll­

jährigkeit der Betroffenen, Koki-Frühe Hilfen nur bis zu einem Alter von 6 Jahre.

• Wartezeiten für einen Therapieplatz von min. einem halben Jahr erhöhen das Risiko einer manifestierten

psychischen Störung. Die Betroffenen können im Erwachsenenalter beruflich schwer Fuß fassen. Dadurch

wird nicht nur das Gesundheitssystem, sondern auch das Arbeitslosen- und Rentensystem belastet. Eine

Clearingstelle, die Betroffene zu den richtigen Stellen/Behandlungen verweist, könnte Entlastung bieten.

• In der psychiatrischen Versorgung fallen Kinder und Jugendlichen aus benachteiligten Gruppen u. a. auf­

grund einer geringen Kooperationsfähigkeit der Erziehungsberechtigten heraus, da sie beispielsweise nicht

zuverlässig von den Erziehungsberechtigten zu den Terminen gebracht werden.

• Psychische Belastungen und Störungen bedürfen immer noch der Entstigmatisierung sowie einem erhöh­

ten Bedarf an Präventionsarbeit bei Eltern und Kindern, um einerseits die psychische Gesundheit zu för­

dern und andererseits bereits bei ersten Auffälligkeiten aktiv zu werden.
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• Die Zusammenarbeit und Vernetzung der Beratungsstellen mit ambulanter und stationärer kinder- und

jugendpsychiatrischer Versorgung sind oftmals auch aufgrund von fehlenden Ressourcen ausbaufähig.

Manche Städte wie Hannover, Frankfurt oder Berlin schließen diese Lücke mit Zusatzangeboten zur Regelversorgung 

wie z. B. sozialpsychiatrischen Beratungsstellen oder aufsuchenden Angeboten, die an bestehende Stellen der Ge­

sundheitsämter angeschlossen sind, um sozial-benachteiligten Gruppen Hilfe bieten zu können. Für solche Kinder­

und Jugendpsychiatrischen Dienste oder sozialpsychiatrischen Dienste für Kinder und Jugendliche, wie dies in vielen 

anderen Bundesländern der Fall ist, gibt es in Bayern keine gesetzliche Grundlage. Allerdings benötigt es aus Sicht 

der Expertinnen und Experten auf kommunaler Ebene eine genau solche Struktur. 

Aufgrund des dringenden Bedarfs wollen wir auf kommunaler Ebene ein Modellprojekt aufbauen, bei dem ähnlich 

wie bei den sozialpsychiatrischen Beratungsstellen anderer Bundesländer, niederschwellig und aufsuchend agiert 

werden soll und über eine Vernetzung zu anderen Stellen bei der Zuweisung zum richtigen Hilfesystem unterstützen 

soll. Diese Vorgehensweise kann jedoch keine dauerhafte Lösung sein. Zum einen betrifft diese Versorgungslücke 

nicht nur die Region Fürth, sondern ganz Bayern und zum anderen steht die kommunale Verwaltung nicht in der 

finanziellen Verantwortung der Gesundheitsversorgung vor Ort. Eine rechtliche und finanzielle Regelung muss gefun­

den werden. 

Die Fragen, die sich daher auf kommunaler Ebene stellen sind: 

1. Auf welche Weise können Sie uns bei dem Aufbau und der Umsetzung des Modellprojektes unterstützen?

2. Welche Gründe herrschen vor, dass es in Bayern keine sozialpsychiatrischen Dienste für Kinder und Jugend­

liche oder Kinder- und Jugend psychiatrische Dienste, wie in anderen Bundesländern, gibt?

3. Was braucht es, um eine solche Struktur auch in Bayern gesetzlich zu verankern?

4. Wie soll die psychiatrische und seelische Gesundheitsversorgung von Kindern und Jugendlichen zukünftig

verbessert werden? Welche Ziele sind dafür vorgesehen und wie sollen diese erreicht werden?

Wir bitten Sie, diese Bedarfslage und Versorgungslücke ernst zu nehmen und unser Schreiben zu bewerten. Wir 

freuen uns, wenn Sie unsere Fragen beantworten würden und stehen Ihnen für einen Austausch gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Landrat Landkreis Fürth 

Markus Braun 

Bürgermeister Stadt Fürth 

Referent für Schule, Bildung, Sport und Gesundheit 

P.S. Das gleichlautende Schreiben geht auch an das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales, 

Frau Staatsministerin Scharf 
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beim jeweiligen Krankenhausträger. Aktuell liegen dem StMGP aus Mittel­

franken keine Erweiterungsanträge für die Fachrichtung KJP vor. 

Zum Angebot der Sozialpsychiatrischen Dienste (SPDi) ist anzumerken, 

dass. diese nicht im Sozialgesetzbuch V (SGB V) verankert sind, sondern 

eine Leistung der Kommunen bzw. der B.ayerischen Bezirke darstellen. Die 

Bezirke finanzieren im Rahmen der Eingliederungshilfe ein außerklinisches 

und niedrigschwelliges Versorgungsangebot in Form von SPDi, Geron­

topsychiatrischen Diensten und psychosozialen Suchtberatungsstellen. Die 

Förderung der SPDi erfolgt nach den jeweils gültigen Förderrichtlinien des 

Bezirks. Demnach erbringen die SPDi vorrangig Leistungen für Erwach­

sene. 

Im SGB V sind lediglich die Sozialpsychiatrie-Vereinbarung (SPV), über 

welche in Bayern die Abrechnung sozialpsychiatrischer Leistungen erfolgt, 

sowie in § 43a ein Anspruch von Kindern und Jugendlichen auf sozial pädi­

atrische Leistungen verankert. Nach Information der Kassenärztlichen Ver­

einigung Bayerns (KVB) nehmen an der SPV in Bayern 134 Ärzte (133 Kin­

der- und Jugendp$ychiater und·ein Kinderarzt mit Schwerpunkt Neuropädi­

atrie) teil. Im Rahmen der SPV wird pro Quartal zwischen 34 und 37 tau­

sendmal die Kostenerstattung für den besonderen Aufwand gemäß § 6 

Abs. 2 der Vereinbarung über besondere Maßnahmen zur Verbesserung 

der sozi?lpsychiatrischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen (SPV, 

Anlage 11 BMV-Ä) im Rahmen der ambulanten vertragsärztlichen Versor­

gung zum A11satz gebracht. 

Das StMGP kann auf die Weiterentwicklung der ambulanten kinder- und ju­

gendpsychiatrischen bzw. psychotherapeutischen Gesundheitsversorgung 

von Kindern und Jugendlichen nicht unmittelbar einwirken - die gesetzlich 

übertragene Zuständigkeit liegt hierfür in Bayern allein bei der KVB .. Jedoch . 

setzt sich das StMGP bereits seit Längerem dafür ein, dass die Rahmenbe­

dingungen der Bedarfsplanung, die auf Bundesebene vom Gemeinsamen 

Bundesausschuss (G-BA) vorgegeben werden, verbessert und angepasst 

werden: 






